
Beauftragung des 
Ortsplaners durch die 
Gemeinde (ggf. Kosten-
tragung durch Private)

Gemeinde LandesregierungOrtsplanerInBürgerInnen

Ein formloser Antrag 
zur Änderung des 
Flächenwidmungsplanes 
wird gestellt (nicht 
zwingend erforderlich). 

Änderungsanlass aufgrund 
neuer Plangrundlagen und 
Zielen gegeben Erste Einschätzung 

der Änderungspunkte; 
Erstellung eines Angebotes

Absichtsmeldung/Info der 
Landesregierung über das 
geplante Verfahren

Inhaltliche Bearbeitung: 
- Abklärung der Details 
zu den Projekten (ggf. 
in direktem Kontakt mit 
Widmungswerber)
- Erstellung und 
Übermittlung Screening-
unterlagen an Gemeinde

Nach Rückmeldung der Aufsichtsbehörde zum SUP-Screening 
kann mit der Auflage gestartet werden. Sind erhebliche 
Umweltauswirkungen zu erwarten, ist ggf. noch die Erstellung 
eines Umweltberichtes erforderlich.
Die Auflageunterlagen werden vom Ortsplaner erstellt und an 
die Gemeinde übermittelt. Kundmachung und 

Benachrichtigung der 
Nachbargemeinden und 
der Landesregierung; 
Öffentliche Auflage für sechs 
Wochen im Gemeindeamt 
zur allgemeinen Einsicht- 
und Stellungnahme

Möglichkeit der Abgabe von 
Stellungnahmen während 
der öff. Auflage

Übermittlung der 
Auflageexemplare an das 
Amt der Landesregierung

Abgabe einer Empfehlung 
über die eingelangten 
Stellungnahmen; Erstellung 
der Beschlussexemplare für 
den Gemeinderat; ggf.  
Abänderung bzw. Heraus-
nahme von Punkten

Behandlung der 
eingelangten 
Stellungnahmen und 
Beschlussfassung über 
die Änderungspunkte im 
Gemeinderat

Übermittlung der 
Beschlussfassung samt 
Sitzungsprotokoll und 
Stellungnahmen zur 
Genehmigung an die 
Landesregierung

Begutachtung der 
Beschlussunterlagen durch 
LAD-RO und ggf. Behandlung 
im  Raumplanungsbeirat 
Alternativ: Mitteilung von 
Versagungsgründen (kann 
einige Wochen bis Monate 
dauern)

Ggf. Vorabklärung 
kritischer Punkte mit 
Sachverständigen der 
Landesregierung

Kundmachung nach 
Genehmigung im 
Raumplanungsbeirat; 
Inkrafttreten des neuen 
Flächenwidmungsplanes

Bei Versagungsandrohung: 
Stellungnahme gegen die 
Versagung od. Erstellung 
von Korrekturbeschluss-
exemplaren

Bei Versagungsandrohung: 
Korrekturbeschluss oder 
Beharrungsbeschluss 
und Übermittlung an  
Landesregierung

Der Flächenwidmungsplan ist im Gemeindeamt für jeden 
öffentlich zugänglich zu machen. 

Begutachtung der 
Änderungspunkte durch 
die Sachverständigen der 
Landesregierung; Verfassen 
von Stellungnahmen

DER WEG DER FLÄCHENWIDMUNG 
Auflageverfahren gem. §5 RPEG Bgld.

Neue Planungen und/od. konkrete Projekte der 
Gemeinde (z.B. aufgrund Neuerstellung ÖEK) 

Übermittlung des SUP-
Screenings (sowie ggf. der 
NVP-Vorprüfung) an die 
Landesregierung.

ggf. Vertragsunterzeichnung 
zur Kostentragung bei 
Widmungen im "privaten" 
Interesse


